
Steht die Südumgehung vor dem Aus?
Der mehrheitlich gewünschte Bau in Limburg hat offenbar keine Unterstützung des Landesverkehrsministeriums

LIMBURG. Steht die politisch
in Limburg mehrheitlich ge-
wollte Südumgehung vor
dem Aus, weil es vom Lan-
desverkehrsministerium in
Wiesbaden nicht die Unter-
stützung gibt, die es bräuch-
te, um dieses Projekt umset-
zen zu können? Diesen Ein-
druck erwecken zumindest
zwei schriftlichen Antworten
aus diesem Ministerium, ein-
mal als Reaktion auf ein
Schreiben des Limburger Bür-
germeister Marius Hahn
(SPD) und einmal als Reak-
tion auf eine Anfrage der
Limburger Landtagsabgeord-
neten Marion Schardt-Sauer
(FDP).
Dieses Ministerium wird seit

der Landtagswahl im Oktober
2023 nicht mehr von den Grü-
nen, sondern von der SPD ge-
führt und damit einer Partei,
die in der Regel nicht auf
Kriegsfuß mit einem Straßen-
neubau steht so wie die Grü-
nen. Doch der Sozialdemo-
krat an der Spitze des Ver-
kehrsministeriums scheint
vom Neubau einer Bundes-
straße als Südumgehung in
Limburg so viel zu halten wie
sein Vorgänger, und zwar gar
nichts.
In dem Schreiben an den

Bürgermeister, das in der Sit-
zung der Stadtverordneten
am Montag, 17. Februar, be-
kannt gegeben wurde, wie-
derholt Staatssekretärin Ines
Fröhlich (SPD) im Namen des
Verkehrsministers eine altbe-
kannte Argumentation des
früheren Verkehrsministers
Tarek Al-Wazir (Grüne), wo-
nach „alleinig der Bund“ da-
rüber entscheide, welche
Bundesstraßenprojekte im
Bundesverkehrswegeplan die
höchste Priorität genießen.
Das trifft auf die Südumge-
hung aktuell nicht zu, da sie
nicht im „vordringlichen Be-
darf“ dieses Plans eingestuft
ist, sondern nur „im weiteren
Bedarf“; Spötter würden be-
haupten „unter ferner liefen“.

Minister verweist auf nicht
vorhandenes Planungsrecht

Richtig ist, dass der vom
Bundesverkehrsministerium
aufgestellte Bundesverkehrs-
wegeplan, der alle zehn Jah-

re angepasst, also erneuert,
vom Bundestag beschlossen
wird. Richtig ist aber auch,
dass solche Bundesstraßen-
projekte nicht in Berlin, son-
dern von den einzelnen Bun-
desländern geplant werden.
Und das ist und bleibt immer
eine politische Entscheidung,
die in dem jeweiligen Bun-
desland getroffen wird. An-
ders formuliert: Wenn sich
nicht einmal ein Bundesland
wie Hessen für eine Südum-
gehung in Limburg stark-
macht, warum sollte das Bun-
desverkehrsministerium
einem solchen Projekt eine
höhere Priorität einräumen?
Auch der Minister selbst,

Kaweh Mansoori (SPD), argu-
mentiert in seiner Antwort
auf eine Anfrage der Land-
tagsabgeordneten Schardt-
Sauer erstaunlich defensiv.
Die Südumgehung Limburg
sei im aktuellen Bundesver-
kehrswegeplan 2030 vom
Bund „lediglich“ in die Kate-
gorie „Weiterer Bedarf mit
Planungsrecht“ eingestuft
worden. „Die planerische und
bauliche Umsetzung der vom
Bund als vordringlich einge-
stuften Projekte hat Priorität
vor der Bearbeitung von Maß-
nahmen mit der Einstufung

,Weiterer Bedarf mit Pla-
nungsrecht’.“ Würde ein Lan-
desverkehrsminister so banal
argumentieren, der eine Süd-
umgehung politisch unbe-
dingt durchsetzen möchte?
Wie die Staatssekretärin

geht aber auch der Minister
noch einen Schritt weiter und
erklärt, ein solches „Pla-
nungsrecht“ gebe es nur für
den „hessischen Abschnitt“
der Südumgehung, die Fort-
führung der B 54 in Richtung
Diez auf rheinland-pfälzi-
scher Seite befinde sich ledig-
lich in der Kategorie „Weite-
rer Bedarf“. Damit wird unter-
stellt, dass es in Rheinland-
Pfalz keinerlei Planungen zur
Fortsetzung einer Südumge-
hung gebe, so, als ende die
Südumgehung in Limburg an
der Landesgrenze auf offe-
nem Feld, was natürlich nicht
der Fall wäre.

Blick auf Abgeordnete
aus der Region

„Mir stellt sich die Frage,
wie die Stadtspitze aus
SPD/CDU diese Entwicklung
aus Wiesbaden von ihren Par-
teifreunden bewertet“, teilt
Marion Schardt-Sauer mit
Blick auf Bürgermeister Hahn

und dem Ersten Stadtrat Mi-
chael Stanke (CDU) mit. „Ich
hatte ehrlich Hoffnung mit
dem Wechsel im Verkehrsmi-
nisterium, dem Gewicht eines
Fraktionsvorsitzenden aus
unserer Region, dass sich die
neue Landesregierung, der
SPD-Verkehrsminister sich
jetzt endlich an die Arbeit
macht“, erklärt sie weiter.
Der Fraktionsvorsitzende

der SPD im hessischen Land-
tag ist ein Mann aus der Re-
gion, Tobias Eckert aus Men-
gerskirchen. Als Vorsitzender
der SPD im Landkreis Lim-
burg-Weilburg kennt er die
politische Stimmungslage in
Limburg: Die politische
Mehrheit von CDU und SPD
(und ebenso auch im Kreis-
tag) will unbedingt eine Süd-
umgehung auf der sogenann-
ten „Alttrasse“, ein dafür seit
Jahrzehnten freigehaltener
Grünstreifen durch Blumen-
rod/Südstadt. Die FDP will
auch eine Südumgehung,
aber nicht auf der „Alttrasse“,
sondern wünscht eine andere
Trassenführung. Die Grünen
lehnen eine Südumgehung
ab, egal in welcher Form.
Das Schreiben der Staatsse-

kretärin als offizielle Mittei-
lung des Magistrats wurde in

der Sitzung der Stadtverord-
neten mit Schweigen zur
Kenntnis genommen. Der
Schock über die im Landes-
verkehrsministerium in Wies-
baden offenbar nicht vorhan-
dene politische Rückende-
ckung für die Südumgehung
sitzt tief. Man darf davon aus-
gehen, dass die Stadtpolitiker
von CDU und SPD gerade
sehr viel Redebedarf mit
ihren Parteifreunden auf Lan-
desebene haben, neben
Eckert auch mit dem Limbur-
ger Landtagsabgeordneten
Christian Wendel (CDU).

Hahn sieht „dringenden
Gesprächsbedarf“

Bürgermeister Hahn lässt
auf Anfrage über die Spreche-
rin der Stadt, Stefanie Kesper-
Süß, ausrichten, das Projekt
Südumgehung sei „nicht ge-
storben“, aber nach dem
Schreiben der Staatssekretä-
rin sehe der Bürgermeister
„dringenden Gesprächsbe-
darf“, und dabei handle es
sich um „kein Arbeitsge-
spräch“. Mit anderen Worten:
Es geht nicht mehr um ir-
gendwelche Fachfragen, son-
dern nur noch um knallharte
Politik.
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